
Behörden Spiegel: Sie wa-
ren maßgeblich an der IT-

Konsolidierung des Bundes sei-
tens des Parlaments beteiligt. 
Wie soll es hier weitergehen und 
was muss eine neue Bundesre-
gierung aus Ihrer Sicht unterneh-
men, um den eingeschlagenen 
IT-Konsolidierungsprozess zu 
verfestigen?

Brandl: Die neue Bundesregie-
rung muss gleich zu Beginn der 
Legislaturperiode, am besten 
schon im Koalitionsvertrag, ein 
starkes Signal in Richtung der 
Behörden setzen, dass die Kon-
solidierung ein unumkehrbarer 
Prozess ist und mit großem po-
litischen Nachdruck weiterver-
folgt wird.

Behörden Spiegel: In der letz-
ten Legislaturperiode sind die 
vom Haushaltsausschuss be-
willigten Mittel für die IT-Konso-
lidierung des Bundes auf einen 
hohen dreistelligen Millionenbe-
trag hochgeschnellt. Wie erklärt 
sich das?

Brandl: Die Bundesregierung 
hat den Mehraufwand uns ge-
genüber im Wesentlichen mit 
drei Faktoren begründet. Ers-
tens, statt bis Ende 2022 80 
Prozent sollen nun bis Ende 
2023 100 Prozent der konsoli-
dierungsfähigen IT der unmit-
telbaren Bundesverwaltung bei 
einem der zentralen IT-Dienst-
leister gebündelt werden. Zwei-
tens, die BWI muss als zweiter 
Dienstleister ertüchtigt werden 
und drittens haben erste Er-
fahrungswerte aus Behörden-

projekten dazu geführt, dass 
die Kostenschätzungen nach 
oben angepasst worden sind. 
Für mich entscheidend ist aber 
erst einmal nicht die theoreti-
sche Kostenschätzung für 2022 
oder 2023, sondern der konkre-
te Projektfortschritt 2017 und 
2018.

Behörden Spiegel: Es gab ei-
ne Umfrage nach einem Präsen-
tations-Contest bei zahlreichen 
Bundesbehörden. Vorgestellt 
haben sich die beiden infrage 
kommenden IT-Partner BWI und 
ITZBund. Nach unseren Infor-
mationen haben sich 75 Prozent 
dafür entschieden, von der BWI 
betreut zu werden. Wie ist dies 
einzuschätzen und ist das über-
haupt realistisch?

Brandl: Diese Entwicklung 
bereitet mir große Sorgen. Die 
BWI kann auch nicht zaubern 
und nichts ist schlimmer als 
einmal enttäuschte Erwartun-
gen. Wenn die Konsolidierung 
gelingen soll, dann brauchen 
wir dafür neben der BWI ein 
starkes ITZBund. Dafür haben 
wir es seit seiner Gründung An-
fang 2016 mit viel Geld und Mü-
hen ertüchtigt. Die Mitarbeiter 

leisten dort großartige Arbeit. 
Es muss jetzt aber gelingen, 
mehr Behörden davon zu über-
zeugen, dass das ITZBund ein 
leistungsfähiger und kundeno-
rientierter Partner ist.

Behörden Spiegel: Während 
die BWI nach wie vor eine GmbH 
bleibt, ist für das ITZBund zwar 
durch Kabinettbeschluss die 
Rechtsform einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) vorge-

sehen, doch es gibt eine Evalu-
ationsphase dafür. Was ist Ihre 
Ansicht zur Organisationsform 
des ITZBund?

Brandl: Persönlich halte ich die 
AöR-Entscheidung für richtig. 
Das Problem ist aber nicht die 
Frage Behörde, GmbH oder AöR, 
sondern, dass die Entscheidung 
so lange in der Schwebe war. Die 
Evaluationsphase kann man 
jetzt wieder als Hintertürchen 
verstehen. Die Kunden wollen 
einfach wissen, woran sie sind 
und wer was in Zukunft beim 
ITZBund zu sagen hat. Wenn 
das ITZBund an dieser Stelle 
nicht bald Klarheit schafft, wird 
der Trend in Richtung BWI wei-
tergehen. Das können wir uns 
aber mit Blick auf den Gesamt-
erfolg der IT-Konsolidierung 
nicht leisten.

Behörden Spiegel: Die Digita-
lisierung wie auch die IT-Kompe-
tenz war bisher auf mindestens 
sechs Ressorts verteilt. Wie sind 
Ihre Vorstellungen für eine sinn-
volle Bündelung der IT-Kompe-
tenz des Bundes auf der einen 
Seite und der Digitalisierungs-
fragen auf der anderen Seite? 
Sollte beides besser als bisher 
zusammengeführt werden? Wel-
ches Ressort sollte Ihrer Meinung 
nach in Zukunft die Federfüh-
rung hier innehaben?

Brandl: Die Digitalisierung ist 
und bleibt eine Querschnitts-
aufgabe mit vielen Facetten, die 
auch weiterhin in allen Ressorts 
bearbeitet werden muss. Trotz-
dem brauchen wir vor allem für 
den Bereich der IT-Konsolidie-
rung und damit verbunden der 
Verwaltungsmodernisierung in 
Zukunft eine starke koordinie-
rende Stelle mit Entscheidungs-
kompetenz über Ressortgrenzen 
hinweg. Für mich ist dabei nicht 
entscheidend, wo diese Stelle 
angesiedelt wird. Viel wichtiger 
ist, dass in Streifragen schnell 
eine eindeutige Entscheidung 
getroffen wird und keine “politi-
schen” Kompromisse geschlos-
sen werden müssen.

Das Mediengesetz in Albanien, 
das 2014 seine letzte Modifi-
kation erfuhr, soll unter ande-
rem den Balanceakt zwischen 
Transparenz und Datenschutz 
bewältigen. Es scheitert aller-
dings bislang an den lebenswelt-
lichen Rahmenbedingungen. In 
Osteuropa hat die Politik allge-

mein noch großen Einfluss auf 
die Medien. Speziell in Albanien 
sind viele Rundfunkanstalten 
im Besitz einflussreicher Un-
ternehmer, die eine deutliche 
politische Linie verfolgen. Pres-
se- und Informationsfreiheit un-
terliegen zu weiten Teilen einer 
regierungsnahen Berichterstat-
tung, schildert die Beauftragte 
für Informationen und Daten-
schutz der Republik Albanien, 
Ardita Shehaj. Daraus ergebe 

sich auch, dass in den vergan-
genen Jahren eine wachsende 
Zahl bekannter Journalisten 
eigene Nachrichten-Websites 
oder Blogs gestartet habe. Eine 
solche Vielzahl unabhängiger 
Medien setzt wiederum bei der 
Bevölkerung eine hohe Medien-
kompetenz voraus, um seriöse 
von unseriösen Quellen trennen 
zu können.

Transparenz fördern –  
Bewusstsein schärfen

“Das theoretische Recht auf 
Informationsfreiheit muss prak-
tisch durchgesetzt werden”, ver-
langte Shehaj im Rahmen des 
Internationalen Symposiums 
“Datenschutz und Informati-
onsfreiheit – Widerspruch oder 
Ergänzung?” in Potsdam. Um 
dies zukünftig zu gewährleisten, 
wurde in dem Balkan-Land eine 
Online-Plattform ins Leben ge-
rufen, die den Bürgern über ei-
ne zentralisierte Datenbank den 
Zugang zu öffentlichen Infor-
mationen ermöglichen soll. Das 
Informationsportal, welches ins 
Deutsche übersetzt “Frag den 
Staat” heißt, gibt es in ähnlicher 
Form auch in anderen Ländern. 
Das Prinzip des Open-Data-Pro-
jekts ist immer dasselbe: jeder 
Bürger kann Anfragen stellen, 
die die Verwaltung oder Regie-
rung betreffen, diese werden 
von der Organisation weiterge-
leitet und die offizielle Antwort 
schließlich veröffentlicht. Die 
Daten der anfragenden Bevöl-
kerung werden dabei anonymi-
siert. Das Portal soll aber nicht 
nur Informationen frei zugäng-
lich machen, sondern ebenso ein 
Bewusstsein in der Zivilgesell-
schaft schaffen, selbst proaktiv 
an der Politik teilzuhaben, so 
Shehaj.
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Signal setzen – Klarheit schaffen
IT-Konsolidierung des Bundes mit Nachdruck weiterverfolgen

(BS) Die IT-Konsolidierung des Bundes wird auch in der kommenden Legislaturperiode eines der zentralen Modernisierungsprojekte des Bundes 
sein – und darüber hinaus. Der Abgeordnete Dr. Reinhard Brandl war in der nun ablaufenden 18. Legislaturperiode im Haushaltsausschuss des 
Deutschen Bundestages Berichterstatter für die IT-Konsolidierung. Zu seinen Erwartungen an die zukünftige Bundesregierung und dem weiteren 
Fortgang des Konsolidierungsprozesses befragte ihn Behörden Spiegel-Chefredakteur R. Uwe Proll.

Frag den Staat auf Albanisch
Open-Data-Portal soll Informationsfreiheit fördern

(BS/kh) Albanien hat seit 1999 ein Informationsfreiheitsgesetz (IfG). 
Trotz dieses in der Verfassung verankerten Rechts und zahlreicher 
Anpassungen der Mediengesetze ist die Transformation des Mediensys-
tems im Land noch nicht abgeschlossen. Der Zugang zu Informationen 
wird einerseits durch interne Machtstellungen erschwert, andererseits 
fehlt bei großen Teilen der Bevölkerung ein Bewusstsein für das aktive 
Wahrnehmen ihrer Rechte. Eine neue staatliche Online-Plattform soll 
Abhilfe schaffen.

Dr. Reinhard Brandl (CSU) sitzt seit 2009 als direkt gewählter Abgeordneter 
des Bundeswahlkreises Ingolstadt im Deutschen Bundestag. Foto: BS/Allan Riedel

Ardita Shehaj, Beauftragte für In-
formationen und Datenschutz der 
Republik Albanien, stellt eine neue 
albanische Online-Plattform vor, die 
die staatliche Transparenz und die 
digitale Zivilgesellschaft fördern soll.
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